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Die Wirtschaftspolitik muß wieder an Vertrauen gewinnen und
Zweifel daran ausräumen, daß sie die vor ihr liegenden Aufgaben
angemessen bewältigen kann. Sie muß mit Entschlossenheit einen
Kurs verfolgen, der die Wachstumskräfte im Osten wie im Westen
des Landes stärkt. Verteilungsstreit lähmt, wenn er dazu führt, daß
ein wachstumsorientierter Kurs keine Akzeptanz mehr findet und
die Grundlagen dafür - stabiles Geld, solide öffentliche Finanzen,
wettbewerbsfähige und investitionsbereite Unternehmen - im
Gegeneinander der wirtschaftspolitischen Akteure unterminiert
werden.

Das Jahresgutachten 1992/93 des Sachverständigenrates trägt aus
diesen Gründen den Titel

FÜR WACHSTUMSORIENTIERUNG ­
GEGEN LÄHMENDEN VERTEILUNGSSTREIT

Mit der Konsolidierung der öffentlichen Haushalte muß der Staat
den Anfang machen; er muß mit Entschlossenheit neue Prioritäten
setzen, damit den dringenden Erfordernissen Rechnung getragen
werden kann: die Leistungen zu erbringen, die der Aufbau im
Osten verlangt, das Anschwellen der Staatsschuld einzudämmen,
die Wirtschaft nicht durch Steuern und Abgaben übermäßig zu
belasten. Ansprüche, die sich damit nicht vereinbaren lassen, muß
er mit Entschiedenheit zurückweisen. Je erfolgreicher der Staat bei
der Bewältigung seiner Konsolidierungsaufgaben ist, um so eher
wird er bei Investoren und Konsumenten Vertrauen und Zuversicht
wecken; je glaubwürdiger er ein Beispiel gibt, um so überzeugen­
der ist auch der Appell an die Tarifpartner, den Verteilungsspiel­
raum nicht zu überfordern; um so leichter wird es dann auch, zu
stabilem Geldwert zurückzufinden.

Es steht vieles auf dem Spiel: Die Teilung Deutschlands muß auch
im Bereich der Wirtschaft überwunden werden. Zugleich trägt die
Bundesrepublik besondere Verantwortung dafür, daß die Wirt­
schaftsverfassung der Europäischen Gemeinschaft Gewähr für ein
auf Stabilität und Wettbewerb gegründetes Wachstum bietet. Will
sie überzeugend wirken, so muß sie zeigen, daß sie das eigene
Haus in Ordnung zu bringen vermag.

3. Der gesetzlichen Regelung entsprechend schied Professor Dr.
Hans Karl Schneider, Köln, am 29. Februar 1992 aus dem Sachver­
ständigenrat aus. Er hat dem Sachverständigenrat seit dem 12. Juli
1982 angehört und war vom 1. März 1985 bis zu seinem Ausschei­
den dessen Vorsitzender.

Professor Schneider hat zehn Jahre lang Inhalt und Stil der Arbeit
des Sachverständigenrates mdßgeblich geprägt. Durch die Bereit­
schaft und Fähigkeit, bei eindeutiger ordnungspolitischer Grund­
orientierung pragmatisch nach Lösungen für konkrete Probleme zu
suchen, durch unvoreingenommene Offenheit in kontroversen
Fragen hat er im Sachverständigenrat entscheidend zur klärenden
Auseinandersetzung mit drängenden Problemen beigetragen. Die
Gestaltung der währencl seiner Amtszeit entstandenen Gutachten
hat er mit seinem reichen Erfahrungsschatz, mit klarem Blick für
das Wesentliche, nicht zuletzt auch mit unerbittlichem Bestehen
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auf analytischer Präzision und sprachlicher Prägnanz grundlegend
beeinflußt.

Der Sachverständigenrat wählte Professor Dr. Herbert Hax, Köln,
zu seinem neuen Vorsitzenden.

Der Bundespräsident berief am 29. April 1992 Professor Dr.
Juergen B. Donges, Köln, für die Amtsperiode bis zum 28. Fe­
bruar 1997 in den Sachverständigenrat.

4. Der Sachverständigenrat hatte Gelegenheit, mit dem Bundes­
kanzier, mit dem Bundesminister der Finanzen, dem Bundesmini­
ster für Wirtschaft und mit Vertretern des Bundesministers für
Arbeit und Sozialordnung sowie mit dem Präsidenten und Mitglie­
dern des Direktoriums der Deutschen Bundesbank aktuelle wirt­
schaftspolitische Fragen zu erörtern.

Mit dem Präsidenten und leitenden Mitarbeitern der Bundesanstalt
für Arbeit führte der Sachverständigenrat ausführliche Gespräche
über konzeptionelle und aktuelle Fragen des Arbeitsmarktes in
Deutschland.

\Vie in den vergangenen Jahren hat der Rat auch in diesem Jahr zur
Vorbereitung des Jahresgutdchtens Vertreter des Deutschen
Gewerkschaftsbundes, der Deutschen Angestelltengewerkschaft.
der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, des
Deutschen Industrie- und Handelstages und des Bundesverbandes
der Deutschen Industrie zu anstehenden Problemen gehört

Aktuelle Fragen und Probleme, die sich aus der tiefgreifenden
Umstellung der ostdeutschen Wirtschaft für die Arbeit der Treu­
handanstalt ergeben, konnte der Sachverstäncligenrat in Gespra­
chen mit Vertretern der Treuhandanstalt erörtern.

Mit Vertretern der Kommission der Europäischen Gememschaft
diskutierte der Sachverständigenrat die \virtschaftliche Lage und
die Ausslchten für 1993 in den Ländern der Gemeinschaft sowie
Themen im Zusammenhang mit der Verwirklichung des EG­
Binnenmarktes und der \Virtschafts- und \Vährungsunion nach den
Maastrichter Beschlüssen.

!VIit Vertretern der wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinsti­
tute in Westdeutschland und in Ostdeutschland hat der Sachver­
stänchgenrdt Gespräche führen können, die ihm für seine Arbeit
wertvolle Anregungen vermittelt haben.

5. Der Sachverständigenrat hat auch in diesem Jahr besonderen
Wert darauf gelegt, sich über die wirtschaftliche Dynamik, die
dringenden Aufgaben, aber auch über die Stimmungslage in den
jungen Bundesländern zu informieren. Er hat deshalb durch
Informationsreisen nach Thüringen und nach Mecklenburg-Vor­
pommern versucht, sich ein Bild über die wirtschaftliche Situation
und die Aussichten zu verschaffen. Gespräche führte der Sachver~
ständigenrat mit Vertretern der Regierung des Landes Thüringen,
an ihrer Spitze Ministerpräsident Dr. Bernhard Vogel und die
Landesminister Dr. Jürgen Boho, Franz Schuster und Dr. Klaus
Zeh, in Mecklenburg-Vorpornmern mit dem Laodesminister für
Wirtschaft, Technik, Ener9ie, Verkehr und Tourismus Dr. Conrad­
Michael Lehment, mit Vertretern des Finanzministerlums sowie in
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beiden Ländern mit Repräsentanten von Kommunen. Besuche in
Industriebetrieben haben dem Sachverständigenrat wichtige Hin­
weise auf die Fortschritte und Aussichten, aber auch über die noch
zu lösenden Probleme vermittelt.

6. Professor Dr. Ulrich Koester, Kiel, hat in einer Expertise zu
Fragen der europäischen Agrarpolitik Stellung genommen.

Professor Dr. Gerd Aberle, Gießen, stand dem Sachverständigenrat
in einem Gespräch zu Fragen der nationalen und europäischen
Verkehrspolitik zur Verfügung.

7. Der Deutsche Industrie- und Handelstag hat uns auch in
diesem Jahr die Ergebnisse der Herbstumfrage bei seinen Kam­
mern in Westdeutschland und Ostdeutschland zur Verfügung
gestellt und dadurch unsere Urteilsbildung über die wirtschaftliche
Situation der Unternehmen, insbesondere auch der in den neuen
Bundesländern erheblich erleichtert.

8. Bei den Abschlußarbeiten an dem vorliegenden Gutachten
fanden wir wiederum wertvolle Unterstützung durch Dr. Hans
Hagen Härtei, Hamburg, und Diplom-Volkswirt Klaus-Dieter
Schmidt, Kiel. Ihnen gilt ein ganz besonderer Dank des Sachver­
ständigenrates.

9. Die Bundesanstalt für Arbeit mit ihrem Institut für Arbeits­
markt- und Berufsforschung, die Treuhandanstalt, die Deutsche
Bundesbank und die wirtschaftswissenschaftlichen Forschungs­
institute haben den Sachverständigenrat wie schon in den Vorjah­
ren bei seinen Arbeiten in vielfältiger Weise unterstützt und
empirisches Material zur Verfügung gestellt.

Wertvolle Hilfe erhielt der Sachverständigenrat für seine Analysen
der internationalen Wirtschaftslage durch die Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und die
Kommission der Europäischen Gemeinschaften.

10. Die Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt war
auch in diesem Jahr sehr gut. Nicht selbstverständlich ist, daß Jahr
für Jahr viele Mitarbeiter des Amtes sich in weit über das Normale
hinausgehendem Maße für die Aufgaben des Rates einsetzen. Dies
gilt besonders für die Angehörigen der Verbindungsstelle zwi­
schen dem Statistischen Bundesamt und dem Sachverständigenrat.
Ihr Leiter, Herr Leitender Regierungsdirektor Ulrich Maurer, und
sein Stellvertreter, Herr Regierungsdirektor Wolfgang Glöckler,
sowie die ständigen Mitarbeiter Frau Maria Carilla, Frau Kerstin
Scheuerer, Herr Klaus-Peter Klein, Herr Peter Leonhardt und Herr
Hans-Jürgen Schwab haben den Rat mit Tatkraft und Anregungen
hervorragend unterstütz!. Allen Beteiligten zu danken, ist dem
Sachverständigenrat ein besonderes Anliegen.

11. Auch dieses Jahresgutachten hätte der Sachverständigenrat
ohne die unermüdliche Arbeit seiner wissenschaftlichen Mitarbei­
ter nicht erstellen können. Dem Stab des Rates gehörten während
der Arbeiten an diesem Gutachten an:

Diplom-Volkswirt Burkhard Allgeier, Diplom-Volkswirt Gerd Hel­
mut DiestIer, Dr. Michael Hüther, Diplom-Volkswirtin Gabriele
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Kabelac, Diplom-Volkswirt Martin Müller, Dr. Joachim Ragnitz
und Diplom-Volkswirt Joachim Wolff.

Ein besonderes Maß an Verantwortung für die wissenschaftliche
Arbeit des Stabes hatte der Generalsekretär des Sachverständigen­
rates, Dr. Michael Heise, zu tragen.

Alle Fehler und Mängel, die das Gutachten enthält, gehen indessen
allein zu Lasten der Unterzeichner.

Wiesbaden, 13. November 1992
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Juergen B. Donges Herbert Hax Ralf Peffekoven Rüdiger Pohl Horsl Sieberl
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Eine kürzere Fassung.
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- Kreditfinanzierung, Steuererhöhungen - dieje·
nige Strategie mit den geringsten volkswirtschaft­
lichen Kosten. Gleichwohl: Die Notwendigkeit von
Steuererhöhungen ist damit angesichts der Größe der
Konsolidierungsaufgabe nicht auszuschließen. Wenn
Steuererhöhungen unvermeidlich sind, gleichwohl
aber die Rahmenbedingungen für private Investitio­
nen nicht verschlechtert werden sollen, dann würde es
sich empfehlen, die (konsumtive) Einkommensver·
wendung und nicht die Einkomrnensentstehung zu
besteuern.

Auch bei gegebener Abgabenquote ist es angebracht,
die Struktur der Steuern und Abgaben zu verändern,
wenn dafür gewichtige verteilungspolitische oder
wachstumspolitische Argumente sprechen. So sind
die hohen Belastungen der Arbeitslosenversicherung
durch den Strukturwandel im Osten und die damit
verbundene Arbeitslosigkeit als Erblast des sozialisti­
schen Regimes anzusehen, die grundsätzlich von der
Gesamtheit der Steuerzahler zu tragen ist. Dies
könnte in der Weise geschehen. daß der Beitragssatz
zur Arbeitslosenversichl?rung um zwei Prozentpunkte
gesenkt wird und die damit verbundenen Minderein­
nahmen der Bundesanstalt für Arbeit durch einen
entsprechenden Bundeszuschuß ausgeglichen wer­
den. Um dem Bund Zeit für die Anpassung seiner
Ausgaben zu geben, wäre eine Ergänzungsabgabe
zur Einkommen- und Körperschaftsteuer in Höhe von
7 vH der Steuerschuld einzuführen, die auf fünf Jahre
befristet und degressiv ausgestaltet sein könnte. Die
Höhe des Bundeszuschusses zur Arbeitslosenversi­
cherung oder andere Ausgabenposten müßten ent­
sprechend von Jahr zu Jahr reduziert werden.

Eine Strukturveränderung in der Besteuerung wird
auch erforderlich sein, wenn das Urteil des Bundes­
verfassungsgerichtes zur Regelung des Grundfrei­
betrages in der Einkommensteuer umgesetzt wird.
Die damit verbundenen Steuerausfälle sollten durch
Steuererhöhungen - besser: durch den Abbau von
Steuervergünstigungen - an anderer Stelle kompen­
siert werden. Eine Lösung sollte in jedem Fall das
Kernstück der Einkonunensteuerreform 1988 bis
1990, nämlich den linear progressiven Tarif, erhalten
und auch aus wachstumspolitischen Gründen eine
Verschärfung der Progression vermeiden.

Eine wichtige Aufgabe bleibt es schließlich auch,
durch ein investitionsfreundliches Steuersystem die
Bedingungen für Investitionen, Wachstum und Be­
schäftigung zu verbessern. Angesichts der Haus­
haltsprobleme müssen Steuersenkungen jedoch ge­
genfinanziert werden. Dafür empfiehlt sich der Abbau
von Steuervergünstigungen. Eine aufkommensneu­
trale Unternehmensteuerreform liegt auch deshalb
nahe. weil die steuerlichen Nachteile deutscher
Unternehmen im internationalen Wettbewerb wohl
eher eine Folge struktureller Besonderheiten des
deutschen Steuersystems als einer im Niveau höheren
Besteuerung sind.

Reform des Finanzausgleichs:
Akuter Handlungsbedarf

(Ziffern 363 ff.)

64*. Mit dem 1. Januar 1995 sind die neuen Bundes­
länder voll in die Finanzverfassung einzubeziehen.

weil die Übergangsregelungen des Einigungsvertra­
ges auslaufen. Würde man die neuen Bundesländer
ohne jede Einschränkung in den Länderfinanzaus­
gleich integrieren, so müßten die alten Bundesländer
Transfers in Höhe von etwa 26 Mrd DM leisten. Da die
Beseitigung der Finanzschwäche der neuen Bundes­
länder wegen des Prinzips der Solidarität auch eine
Bundesaufgabe ist, sollte der Bund in die Finanzie­
rungspflicht einbezogen werden. Der Sachverständi­
genrat scWägt vor, dies durch Zahlungen des Bundes
zu erreichen, die die Finanzkraft der neuen Bundes­
länder auf ein bestimmtes Niveau anheben (Vorab­
auffüllung). Gleichzeitig sollte ein einfaches und
transparentes System für den Länderfinanzausgleich
geschaffen werden, das für die leistenden und emp­
fangenden Länder die Anreize erhält, selbst Steuer­
einnahmen zu erzielen. Dies könnte erreicht werden,
wenn unterdurchschnittliche Finanzlcraft nur zum Teil
aufgefüllt und überdurchschnittliche Finanzkraft nur
zum Teil abgeschöpft würde (linearer Ausgleichsta­
rif). Der Länderfinanzausgleich sollte ein Finanzkraft­
ausgleich und ein Spitzenausgleich bleiben. Das vom
Sachverständigenrat vorgeschlagene Modell enthält
zwei Gestaltungsparameter, die politisch fixiert wer­
den müssen: die Quote für die Vorabauffüllung und
die Quote des linearen Ausgleichstarifs. Mit der Fest­
legung der ersten Größe bestimmt man die Belastung
des Bundes, mit der zweiten den Umfang des Finanz­
ausgleichs zwischen den Ländern. Beide Quoten
gemeinsam legen die Mindestgarantie für die Emp­
fängerländer fest.

Selbst wenn die neuen Bundesländer zum 1. Januar
1995 in den Ländertinanzausgleich einbezogen wer­
den, sind damit nicht alle Probleme gelöst: Die neuen
Bundesländer würden dann eine Finanzausstattung
erhalten, die in etwa der der alten Bundesländer
entspricht. Der Länderfinanzausgleich ist lediglich ein
Finanzkraftausgleich. Sonderbedarfe einzelner Län­
der können und dürfen nach einem Urteil des Bundes­
verfassungsgerichts nicht berücksiChtigt werden. Da­
für sollten Zuweisungen geleistet werden, die zweck­
gebunden sind und eine Eigenbeteiligung vorse­
hen.

65*. Sonderbedarfe werden die neuen Bundesländer
insbesondere im Zusammenhang mit dem Aufbau der
Infrastruktur geltend machen. Das wird erhebliche
Transfers außerhalb des Länderfinanzausgleichs not­
wendig machen. Ein weiterer So"nderbedarf ist für die
neuen Bundesländer abzusehen: Nach Art. 23 Abs. 3
und 4 Einigungsvertrag haben der Bund und die
neuen Länder mit Wirkung vom 1. Januar 1994 die
Schulden des Kreditabwicklungsfonds je zur Hälfte zu
übernehmen. Damit würden die neuen Länder einen
(Pro-Kopf-) Schuldenstand erreichen, der den der
alten Bundesländer Übersteigt. Da sich das Problem
der Schuldenübernahme auch im Zusammenhang mit
der Treuhandanstalt und der ostdeutschen Woh­
nungswirtschaft ergeben wird. sollte eine einheitliche
Lösung gefunden werden. Es spricht vieles dafüI,
diese Schulden einem Fonds zu übertragen und lang­
fristig auch die Tilgung der Schulden anzugehen.
Nach welchem Schlüssel die Finanzierungslast auf die
einzelnen Gebietskörperschaften verteilt werden
kann, läßt sich nicht isoliert entscheiden. Die Vertei­
lung der Lasten aus der Reform des Finanzausgleichs,
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